Jetzt hilft nur noch der ökosoziale Umbau

Der grüne Umbau kommt, so oder so. Die Frage ist nur, wer ihn steuert. Die Unia macht Vorschläge.  Die Umwelt retten wollen sie jetzt alle. Ökologie und Nachhaltigkeit stehen auf jedem, auch bürgerlichen Parteizettel. Kein Konzernchef, der nicht eine Ökocharta unterschrieben hätte. Grün gewinnt Wahlen. Grün ist cool. Selbst die Finanzer, die gerade einen Sechstel der Weltwirtschaftsleistung vernichtet haben, sind mit im Geschäft: Sie haben neue spekulative Papiere auf die Märkte geworfen, die auf Sonne, Wind, Wasser oder die nächste Umweltkatastrophe wetten. Die nächste Finanzblase wird gerade mit Öko-„Wertpapieren“ aufgepumpt.
Der Grund für das einstimmige Getöse: Wer bei Verstand ist, kann nicht länger bestreiten, dass die ökologische Krise unsere Lebensgrundlagen, unseren Wohlstand und unsere Lebensformen schnell zerstören wird, wenn wir unsere Art des Wirtschaftens nicht gründlich ändern. Manche denken, das forsche grüne Gerede erspare ihnen die Tat. Eigentlich brauchten wir rabiate politische Beschlüsse. Doch die FdP-SVP-CVP-Politikerriege dient lieber dem Grosskapital. Das will, wie der Dachverband Economiesuisse illustriert, die Profite der alten Ordnung bis zur Neige ausreizen. Blind überlässt denn die rechte Mehrheit im Bundesrat den notwendigen Umbau den «Marktkräften». Doch die kennen Ökologie nur, wenn sie kurzfristig rentiert. Dabei wird die entscheidende Tatsache unterschlagen. Es gibt gar kein ökologisches Problem an sich. Denn Klimaerwärmung, Finanzkrise und Überproduktion sind nur Facetten derselben Krise: Das herrschende Modell, die Wirtschaft zu organisieren, ist bankrott – es produziert immer schneller immer wildere Verwerfungen. Ökologisch, wirtschaftlich, sozial.
Solar und solidarisch.
Also ist die richtige Frage nicht, wie man den Solaranteil an der Schweizer Stromproduktion erhöhen könnte. Das wäre nützlich. Morgen schon könnte das Land allein mit erneuerbaren Energien funktionieren, hat SP-Nationalrat Rudolf Rechsteiner errechnet. Peter Bodenmann, der frühere SP-Präsident, hat die Energiefrage gründlich bedacht und schlägt mehrere grosse Solarkraftwerke vor. Nur kann man auch Sonnenzellen unter sehr schlechten Arbeitsbedingungen produzieren. Und wie sagte der Berner Solarunternehmer Josef Jenni dieser Tage:«Die armen Länder des Südens könnten leicht auf Sonnenenergie umsteigen. Vergessen Sie’s!» Denn sonst würde noch der Rohstoff Kupfer knapp. Die richtige Frage, sagt Corrado Pardini von der Unia-Geschäftsleitung, heisse also: «Wie richten wir die Wirtschaft ein, damit sie die Ressourcen schont und gerecht verteilt, weniger Energie verbraucht und viel Arbeit schafft, bessere Arbeit, Kaufkraft und Mitsprache und Gleichstellung und soziale Sicherheit?» Elmar Altvater, der deutsche Philosoph, hat das auf die Formel gebracht: „Solar und solidarisch“.
Handfest und machbar.
Das ist im Kapitalismus, wie wir ihn kennen, nicht zu haben. Wir brauchen ein neues Wirtschaftsmodell. Dieser ökosoziale Umbau verlangt politische Entscheide, also politischen Mehrheiten. Immer stärkere Teile der Grünen (mit ihrem „Green New Deal“) und der SP stellen die Frage ähnlich wie die Unia. Diese fordert: Mit einem grossen Investitionspaket soll eine intelligente Industriepolitik gestartet werden. Gebäudesanierungen und der Ausbau des öffentlichen Verkehrs werden schnell Arbeit und Kaufkraft schaffen. Innovationen der Unternehmen sollen von der öffentlichen Hand mit sicherem Kredit gefördert werden. Eine Aus- und Weiterbildungsoffensive muss für Fachleute und neue Chancen sorgen. Der Anteil erneuerbarer Energien soll in kurzer Zeit auf einen Viertel angehoben werden. Die Resolution knüpft an das 6-Punkte-Krisenprogramm der Unia an. Mittelfristig soll daraus ein Projekt für eine andere Wirtschaft wachsen. Die Zeit drängt. Für den Herbst planen viele Unternehmer grosse Entlassungswellen. Mit einer nationalen Demo am 19. September in Bern will man Bundesrat und Parlament dazu auffordern, sofort Weichen zu stellen. Denn: Der ökologische Umbau kommt, so oder so. Entscheidend ist, wer ihn lenkt. In der Unia werden handfeste Modelle diskutiert. Etwa dieses: Ein Milliarden-Innovationsfonds soll den Umbau mit sicheren Krediten finanzieren. Woher kommen die Milliarden? Aus der zweiten Säule. Der Bund würde eine Mindestverzinsung garantieren. Zwei Fliegen mit einem Schlag: billiges Kapital für den Umbau und sichere Rente. Und der Clou dabei: Die Kredite wären an eine Bedingung gebunden: Geld für die industriell-ökologische Innovation bekäme nur, wer auch soziale Innovationen einführt.
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